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nbu. BRÜSSEL, 16. Juli. Die EU will
die Staaten am Horn von Afrika besser
in die Lage versetzen, selbst gegen die
Piraterie vorzugehen, damit der euro-
päische Militäreinsatz in den dortigen
Gewässern eines Tages überflüssig
wird. Die Mitgliedstaaten genehmig-
ten am Montag den Beginn einer neu-
en zivilen EU-Mission namens Nestor,
die Djibouti, Kenia, die Seychellen und
Somalia unterstützen soll; Tansania
soll so bald wie möglich hinzukom-
men. Ziel der Mission ist es, die betei-
ligten Staaten so zu fördern, dass sie ih-
ren Seeraum oder im Fall Somalias die
Küstengebiete besser überwachen kön-
nen. Die EU-Mission, die etwa 175 Mit-
arbeiter umfassen wird, soll Beratung
bei Operationen leisten, Seeleute aus-
bilden oder bei der Beschaffung von
Ausrüstung helfen; für Somalia ist au-
ßerdem die Ausbildung von Richtern
vorgesehen, damit festgenommene Pi-
raten abgeurteilt werden können. Das
Mandat der Mission läuft zunächst für
zwei Jahre, nach einem Jahr soll eine
erste Überprüfung stattfinden.

Derzeit übernimmt die EU, unter-
stützt von der Nato und anderen Län-
dern, mit ihrer Atalanta-Flotte einen
Großteil der Piratenbekämpfung am
Horn von Afrika. Die Bundeswehr ist
am Atalanta-Einsatz seit langem mit
Kriegsschiffen beteiligt. Ob sie auch
Personal für die neue Mission zur Ver-
fügung stellt, wird in Berlin noch ge-
prüft. Die Außenbeauftragte Catheri-
ne Ashton ließ mitteilen, sie hoffe,
dass die Mission Nestor eine „langfris-
tige Lösung gegen die Geißel der Pira-
terie schafft“.

Die Mitgliedstaaten legten außer-
dem am Montag den Termin für den
Beginn einer weiteren zivilen Mission
in der Sahelzone fest. Im August soll
die Mission „Sahel“ in Niger beginnen;
später soll eine Ausweitung auf Maure-
tanien und Mali geprüft werden. Diese
zunächst ebenfalls für zwei Jahre ge-
plante Mission mit Hauptquartier in
Niamey wird etwa 50 ausländische und
30 einheimische Mitarbeiter haben.
Sie soll die Sicherheitsbehörden Ni-
gers beraten, um ein besseres Zusam-
menspiel der beteiligten Dienststellen
im Kampf gegen Terrorismus und orga-
nisierte Kriminalität zu erreichen. Au-
ßerdem will sie helfen, die Zusammen-
arbeit mit den Nachbarländern zu stär-
ken. Die Mitarbeiter werden keine exe-
kutiven Aufgaben übernehmen. Niger
leidet unter Drogenhandel, Aktivitä-
ten von früheren Söldnern aus Libyen
und dem Konflikt in Mali. Auch hier
prüft die Bundesregierung noch eine
mögliche Beteiligung.

JERUSALEM, 16. Juli. Seit fast zwei
Jahren war Hillary Clinton nicht mehr in
Jerusalem. In dieser Zeit besuchte die
amerikanische Außenministerin zwei-
mal Tunesien und dreimal die Türkei. Für
Israel nahm sie sich erst jetzt einen Tag.
Auffällig viele amerikanische Politiker
machten dort zuletzt Station oder wollen
es bald tun: Am Sonntag reiste der Natio-
nale Sicherheitsberater Tom Donilon ab,
vor ihm besuchte Außen-Staatssekretär
William Burns Jerusalem, und noch im
Juli wird Verteidigungsminister Leon Pa-
netta dort erwartet.

In den Gesprächen geht es, so die knap-
pen Pressemitteilungen, „um regionale Si-
cherheitsfragen“. Nach Ansicht israeli-
scher Kommentatoren ist das wichtigste
Thema jedoch das iranische Atompro-
gramm. In den Vereinigten Staaten wie
in Israel habe sich der Eindruck festge-
setzt, dass die Verhandlungen mit Iran

keinen Erfolg haben werden, schrieb am
Montag die Zeitung „Maariv“: „Deshalb
ist man in Amerika darüber besorgt, dass
die militärische Option für Israel wieder
relevant geworden ist. In Washington hal-
ten es manche für möglich, dass (der is-
raelische Ministerpräsident) Netanjahu
vor dem Herbst angreifen könnte.“ Um
eine Militäraktion vor der amerikani-
schen Präsidentenwahl im November zu
verhindern, versuche Washington Israel
genau zu informieren, was die Vereinig-
ten Staaten gegen Teheran unternehmen.

Ministerin Clinton spielte nach ihrem
Treffen mit Staatspräsident Peres auf die
Differenzen an und erinnerte daran, dass
„Freunde wie wir gemeinsam denken
und handeln sollten. Wir sind dazu aufge-
rufen, klug, kreativ und mutig zu sein.“ In
Jerusalem traf sie auch Ministerpräsident
Netanjahu und Verteidigungsminister Ba-
rak. Über andere Themen dürfte sie in ih-

rem Hotel im Westen der Stadt mit dem
palästinensischen Ministerpräsidenten
Fajad gesprochen haben.

In Ägypten hatte Frau Clinton nur an
die Palästinenser appelliert, wieder mit Is-
rael zu verhandeln, ohne dabei Kritik an
der israelischen Siedlungspolitik zu
üben. In ihren ersten beiden Amtsjahren
hatte sich die Außenministerin sehr da-
für engagiert, wieder Friedensgespräche
zwischen Israelis und Palästinensern in
Gang zu bringen. Ihr voriger Besuch in Je-
rusalem Mitte September 2010 fiel mit
dem vorerst letzten Treffen zwischen Net-
anjahu und dem palästinensischen Präsi-
denten Abbas zusammen.

Erst am Sonntag hatte der palästinensi-
sche Chefunterhändler Saeb Erekat ange-
kündigt, die Palästinenser wollten bei der
UN-Vollversammlung die Aufwertung ih-
res Status beantragen. Das weitere Vorge-
hen werde man am Wochenende mit der
Arabischen Liga entscheiden. Der palästi-
nensische Antrag auf Vollmitgliedschaft
war im UN-Sicherheitsrat vor allem am
amerikanischen Widerstand gescheitert.

In Jerusalem vermutet man, dass es bei
den jüngsten Besuchen aus den Vereinig-
ten Staaten mindestens ebenso um ameri-
kanische Innenpolitik gehe. Für Juli hat
auch der republikanische Präsident-
schaftskandidat Mitt Romney eine Israel-
reise angekündigt, was vor allem als ein
Signal an die jüdischen Wähler und die Is-
rael-Freunde zuhause gedeutet wird. In
der amerikanischen Presse wurde Hillary
Clintons Visite als ein „Präventiv-Be-
such“ bezeichnet. Zu Netanjahu unter-
hält Romney gute Kontakte, seit beide in
den siebziger Jahren im Beratungsunter-
nehmen Boston Consulting Group zu-
sammenarbeiteten. Netanjahus Verhält-
nis zu Barack Obama war dagegen von
Anfang an angespannt. Obama selbst
war 2008 als Präsidentschaftskandidat
nach Jerusalem gekommen. Als Präsi-
dent reiste er zwar nach Ägypten, Saudi-
Arabien und die Türkei, aber nie nach Is-
rael. (Siehe auch Seite 8.)

tos. JOHANNESBURG, 16. Juli. Die
südafrikanische Innenministerin Nko-
sazana Dlamini-Zuma ist am Sonntag
in Addis Abeba von den afrikanischen
Staats- und Regierungschefs zur neuen
Kommissionspräsidentin der Afrikani-
schen Union (AU) gewählt worden. Im
vierten Wahlgang setzte sie mit einer
knappen Zweidrittelmehrheit gegen
den Gabuner Jean Ping durch, der die
panafrikanischen Organisation seit
2008 geleitet hatte. Die Kampfabstim-
mung zwischen Ping und Dlamini-
Zuma ist ohne Beispiel in der Ge-
schichte der AU, zumal die südafrikani-
sche Regierung zu teilweise rabiaten
Methoden gegriffen hatte, um Frau
Dlamini-Zuma eine Mehrheit zu si-
chern. In Südafrika waren erfundene
Presseberichte lanciert worden, in de-
nen Ping unterstellt worden war, seine
Kandidatur gegen einen prestigeträch-
tigen Posten bei den Vereinten Natio-
nen „verkaufen“ zu wollen. Es ist ein
offenes Geheimnis, dass die südafrika-
nische Regierung auf dem Umweg
über die AU vor allem die eigene inter-
nationale Bedeutung zu mehren sucht,
um als Sprachrohr Afrikas Anspruch
auf einen permanenten Sitz im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen erhe-
ben zu können. Frau Dlamini-Zuma
versuchte die Bedenken, die mit ihrer
Amtsübernahme einhergehen, noch
am Sonntagabend zu zerstreuen.
„Nicht Südafrika wird künftig die Ge-
schicke der AU lenken, sondern Nkosa-
zana Dlamini-Zuma“, sagte die 63 Jah-
re alte Ärztin. Seit den siebziger Jah-
ren ist sie Mitglied des African Natio-
nal Congress; sie war die dritte Ehe-
frau des südafrikanischen Präsidenten
Jacob Zuma, von dem sie seit 14 Jah-
ren geschieden ist.

Der stellvertretende kenianische Au-
ßenminister Richard Onyonka sagte
am Montag, er habe ein „ungutes Ge-
fühl“ bei dieser Wahl gehabt. „Ich füh-
le mich sehr unwohl mit dem Stil und
den Methoden der Südafrikaner“, sag-
te er. „Natürlich haben sie das Recht,
eine Kandidatin aufzustellen, das ist
Demokratie. Aber wir alle haben den
Eindruck, dass die Südafrikaner zu
viel Druck ausgeübt und zu viele Dro-
hungen ausgesprochen haben.“ Frau
Dlamini-Zuma ist nicht nur die erste
Frau an der Spitze der AU, sie ist auch
die erste Kommissionspräsidentin aus
dem anglophonen Afrika. Ihre franko-
phonen Vorgänger kamen entweder
aus West- oder Zentralafrika.

TOKIO, 16. Juli. „Toll!“ Hiroko Fukuta-
ni ist begeistert. „Jetzt können uns auch
die japanischen Medien nicht länger tot-
schweigen.“ Die 22 Jahre alte Studentin
schwenkt eine Fahne, die rote Sonne mit
geballter Faust auf gelbem Grund.
„Atomkraft, nein Danke“, steht darauf
in deutscher Sprache. „Genpatsu iranai“,
ruft sie auf Japanisch immer wieder, was
auf Deutsch auf ihrer Flagge steht.
170 000 Menschen sind an diesem Mon-
tag, einem Feiertag, in den Yoyogi-Park
im Zentrum Tokios gekommen, um ge-
gen Atomkraft zu demonstrieren. Es war
die größte Kundgebung gegen die weite-
re Nutzung der Atomkraft in Japan seit
der Katastrophe in den Atomreaktoren
in Fukushima im März 2011. Im Ausland
hatten sich viele gewundert, warum es
nach Fukushima nicht zu Massenprotes-
ten gegen Atomkraft kam. „Wir brau-
chen eben etwas länger“, meint Fukuta-
ni lächelnd. Ministerpräsident Yoshihiko
Noda habe der Anti-Atomkraftbewe-
gung in den vergangenen Wochen erst
den entscheidenden Schub gegeben, als
er entschied, die ersten der nach Fukushi-
ma abgeschalteten Atomkraftwerke wie-
der ans Netz gehen zu lassen. „Die Regie-
rung hat genehmigt, die Reaktoren in Oi
wieder zu starten, und sie wird weitere
Reaktoren wieder starten“, rief Literatur-

nobelpreisträger Kenzaburo Oe auf der
Kundgebung aus. „Wir müssen die Pläne
der Regierung stoppen.“ Selbst zwei älte-
re Damen, die die Kundgebung aus siche-
rer Entfernung von einer Brücke aus ver-
folgen, klatschen da begeistert.

Erstmals zeigen auch japanische Me-
dien erkennbares Interesse an den Pro-
testen. Zwar berichtete selbst der als un-
parteiisch geltende staatliche Fernseh-
sender NHK am Abend nur von 70 000
Teilnehmern, obwohl der persönliche
Augenschein jeden Beobachter schnell
davon überzeugte, dass sich deutlich
mehr Menschen versammelt hatten.
Doch es war anders als in der Vergangen-
heit, als die meisten japanischen Medien
jeden Anti-Atom-Protest schlicht igno-
rierten. Viele von denen, die in den Yoyo-
gi-Park kamen, habene noch nie in ih-
rem Leben demonstriert. Das Ehepaar
Tabuchi zum Beispiel. Mit selbstgemal-
ten kleinen Plakaten stehen sie still am
Rand der Kundgebung. „Wir brauchen
keine Atomkraftwerke“, steht auf dem
Schild des Mannes. „Wir brauchen Dich
nicht mehr, Noda“, hat die Frau auf ih-
ren Zettel geschrieben. „Wir dachten,
wir müssen endlich etwas tun“, sagt sie.

Tatsächlich hat Noda in der Öffentlich-
keit kaum Rückhalt für seine Entschei-
dung, zwei Atomreaktoren in Oi, nahe
den Ballungsräumen Osaka und Kyoto,
in diesem Monat wieder in Betrieb zu
nehmen. Der Regierungschef rechtfer-
tigt das mit möglichen Stromengpässen
in der Region im Sommer. Doch nach ei-
ner Umfrage der Zeitung „Mainichi“ leh-
nen 71 Prozent der Japaner diese Ent-
scheidung ab. Wie stark Nodas Entschei-
dung die Menschen mobilisiert hat, hat
sich schon Ende vergangener Woche ge-
zeigt. Seit Ende März demonstrieren
Atomkraftgegner jeden Freitagnachmit-

tag vor dem Amtssitz des Regierungs-
chefs. 300 waren es am Anfang, am vori-
gen Freitag meldete selbst der bei Schät-
zungen eher vorsichtige Polizeibericht
17 000 Protestierende.

Einen Schub bekam die Anti-AKW-
Bewegung in Japan auch durch den Be-
richt der unabhängigen Untersuchungs-
kommission des Parlaments über Fukus-
hima. Ein mächtiges Netz aus Energieun-
ternehmen, Bürokratie und Politik habe
in der Vergangenheit die japanische
Atompolitik bestimmt. Warnungen, in-
ternationale Hinweise, die Atomkraft-
werke sicherer zu machen, seien immer
wieder ignoriert worden, die Katastro-
phe sei vermeidbar gewesen. „Und jetzt
machen sie weiter so“, empört sich Stu-
dentin Fukutani. „Alle unangenehmen
Sachen werden verschwiegen.“ Da passt
es ins Bild, dass sich die Regierung am
Montag dem Vorwurf ausgesetzt sah, die
Öffentlichkeit weiter zugunsten der
Atomenergie zu manipulieren. Landauf,
landab veranstaltet die Regierung der-
zeit Podiumsdiskussionen mit ausgewähl-
ten Diskutanten, um sich ein Meinungs-
bild über die künftige Energiepolitik zu
holen. Im August soll entschieden wer-
den, wieviel Atomkraft Japan künftig
noch haben soll. In Sendai, dem Zen-
trum der vom Tsunami im März 2011 zer-
störten Region Tohoku, entpuppte sich
einer der Diskutanten am Sonntag ausge-
rechnet als Mitarbeiter der Planungsab-
teilung der Tohoku- Elektrizitätswerke,
die an ihrer alten Atomstrategie festhal-
ten will. „Manipulation“, riefen aufge-
brachte Zuhörer. Umweltminister Goshi
Hosono musste die Veranstaltung unter-
brechen. Hiroko Fukutani zuckt nur die
Schultern, als sie das hört. „Wundert Sie
das?“, fragt sie. „Die haben nichts dazu-
lernt. Deswegen bin ich heute hier.“

Rote Sonne, geballte Faust

Reisen nach Jerusalem
Hillary Clinton besucht Israel, Mitt Romney folgt / Von Hans-Christian Rößler
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Neue EU-Mission
gegen Piraten

Südafrikanerin
leitet AU

Erst eineinhalb Jahre nach
der Katastrophe von Fukushi-
ma protestieren 170 000 in
Tokio gegen Atomkraft. „Wir
brauchen eben etwas länger“,
heißt es in Japan.

Von Carsten Germis

Eindeutige Botschaft: Feiertagsdemonstration in Tokio  Foto Reuters

„Freunde wie wir“: Clinton am Montag mit Israels Außenminister Lieberman  Foto dpa

Zu Ihrer Berichterstattung über die Be-
schneidung: Vor 60 Jahren wurde ich be-
schnitten. Ich war acht Tage alt, der Mohel
reiste im Winter von ich weiß nicht wo
nach Ravensburg an. Die Prozedur war
vielleicht nicht besonders gesund; meine
Mutter berichtet, dass der Kinderarzt Peni-
cillin verschreiben musste. Ob das wieder-
um übertrieben war – wie mein Onkel mir
später zu verstehen gab –, lässt sich
schwer beurteilen. Jedenfalls habe ich da-
nach gut gelebt als Jude in Deutschland.

Plötzlich geschieht aber etwas, was ich
zu meinen Lebzeiten nicht mehr für mög-
lich gehalten hätte. Die Beschneidung
steht im Mittelpunkt einer öffentlichen
Diskussion. Es geht dabei um die uneinge-
schränkte Wohlfahrt aller Menschen: Ju-
risten wollen eine unwiderrufliche Körper-
verletzung vermeiden, Professoren der
Psychosomatik und die Gilde der Psycho-
therapeuten wollen schwere seelische
Traumata verhindern, und in den Leser-
briefforen der Zeitungen spenden gebilde-
te, differenzierte Menschen diesem Köl-
ner Urteil im Namen der Vernunft Beifall:
Beschneidung passt nun einmal wirklich
nicht mehr in unsere aufgeklärte Gesell-
schaft und moderne Welt.

Haben sich all diese gebildeten Men-
schen eigentlich nicht klargemacht, was
sie mit der Ablehnung der sicherlich kör-
perverletzenden, vermutlich nicht trauma-
tischen (im Säuglingsalter), jedenfalls völ-
lig altertümlichen Beschneidung zum Aus-
druck bringen? Hiermit gibt das deutsche
moderne, aufgeklärte Bürgertum seinen
deutschen Muslimen und seinen deut-
schen Juden zu verstehen, sie sollten auf-
hören, die islamische oder jüdische Religi-
on zu befolgen. Schlicht und ergreifend.
Dies geschieht selbstverständlich nicht im
Namen irgendeines rassistischen Vorur-
teils, darüber sind wir doch schon lange

hinweg. Nein, im Gegenteil, es geht nur
um die allgemeine Wohlfahrt, es ist eine
Frage der Vernunft.

Das Streben nach allgemeiner Wohl-
fahrt und nach Herrschaft der aufgeklär-
ten Vernunft ist zu begrüßen. Aber es hat
auch eine problematische Seite. Bekannt-
lich war Robespierre von diesem Streben
beseelt. Er führte eine neue Religion ein:
den Kult der Vernunft. Danach führte er
den Terror ein.

Ebenso träumten – wie Klaus Dörner
und andere herausgearbeitet haben – deut-
sche junge, aufgeklärte Psychiater vor hun-
dert Jahren davon, seelischen Leiden ein
für alle Mal durch vernünftige Therapien
ein Ende zu machen. Als dies nicht gelin-
gen wollte, fanden sich viele dieser moder-
nen Akademiker – in ihrem Streben, Lei-
den und Behinderungen abzuschaffen –
auf der Seite der radikalsten Modernisie-
rer wieder. Dies waren Leute, die nach ei-
genem Selbstverständnis „mit einem eiser-
nen Besen“ durch Europa wischten: Alles,
was die moderne Zeit aufhielt, musste
weg.

Was daher offensichtlich die Kehrseite
des Strebens nach Vernunft sein muss –
sonst geht es leicht schief –, ist Toleranz:
Toleranz gegenüber anderen Menschen,
anderen Kulturen, anderen Lebensarten.
Das Bestürzende am Kölner Urteil und an
seiner Unterstützung durch Juristen, Psy-
chosomatiker und andere Wohlmeinende
ist genau dies: dass das Ziel der Vermei-
dung von Körperverletzung und Traumata
bei diesem einfachen Eingriff als schwer-
wiegender angesehen wird als der Wert
der Toleranz. Am Ende dieser verfehlten
Wertung ist dann nicht nur das Leid aus
Deutschland vertrieben, sondern auch die
Menschen, die vor diesem Leid geschützt
werden sollten.
PROFESSOR DR. ROLF VERLEGER, LÜBECK

Professor Dr. Christian Walters Argumen-
tation („Beschnitten“, F.A.Z., „Staat und
Recht“ vom 12. Juli), mit der er das Be-
schneidungsurteil des Kölner Landge-
richts einen „rechtsstaatlich nicht akzepta-
blen Eingriff in die Religionsfreiheit“
nannte, ist durchaus bemerkenswert.
Nicht zuletzt deshalb, weil er selbst vor ei-
niger Zeit (F.A.Z. vom 2. Dezember) die
Einrichtung von Zentren für islamische
Theologie an deutschen Universitäten
nachdrücklich befürwortete, mit der Be-
gründung, damit entfalte sich „ein erhebli-
ches Modernisierungs- und Rationalisie-
rungspotential“, letztlich „eine grund-
rechtschonende, da freiwillige Selbstzäh-
mung von Religion“. Dass der Staat hier
nebenher auch selbst „ein Zähmungsinter-
esse“ verfolge, sei legitim. Die Frage stellt
sich, ob das Zähmungsinteresse des Staa-
tes nur gilt, solange es von einer Religion
freiwillig geteilt wird. Warum sollte das
Rationalisierungspotential einer Religion
nur ausgeschöpft werden, wenn es darum
geht, ihre Präsenz im öffentlichen Raum
zu verstärken, nicht aber im Falle einer ar-
chaischen Form der Körperverletzung,
durchgeführt an wehrlosen kleinen Kin-
dern?

Wie sähe die gegenwärtige Debatte
wohl aus, wenn es um eine Religionsge-
meinschaft ginge, die unter Berufung auf
3000 Jahre alte Tontafeln forderte, der Pe-
nis neugeborener Jungen sei nicht zu be-
schneiden, sondern zur Abwehr böser

Geister mit magischen Zeichen zu tätowie-
ren? Müsste jemand, der von dieser Vor-
stellung nicht so begeistert wäre, sich
dann auch, wie in den vergangenen Wo-
chen mehrfach geschehen, Vulgärrationa-
lismus, eigene Kastrationsängste oder An-
tisemitismus im Gewande der Menschen-
rechte unterstellen lassen? Über die Jahr-
hunderte haben Theologen ihrem Gott al-
lerhand abgewöhnt, was nicht mehr zeitge-
mäß war. Kein Mensch bestreicht heute
den Türrahmen mit Blut, um sich vor dem
Zorn Gottes gegen die Ägypter zu wapp-
nen (2. Mose 12,22 ff.), wer heute noch ei-
nen Sklaven haben sollte und ihm ein
Auge ausschlüge, käme auch nicht mehr
ungeschoren davon, indem er ihn darauf-
hin freiließe (2. Mose 21,26), und Zaube-
rinnen dürfen, entgegen 2. Mose 22,17,
am Leben bleiben. Im Falle der Beschnei-
dung ist das anders. Ihre Verschiebung auf
ein Alter, in dem ein Jugendlicher oder Er-
wachsener selbst entscheiden kann, ob er
einverstanden ist (und nur darum geht es
ja, nicht um ein generelles Verbot jegli-
cher Beschneidung), erscheint geradezu
als gotteslästerlicher Frevel. Religiöse Er-
ziehung und Sozialisation sind ohne Vor-
hautentfernung augenscheinlich unmög-
lich. Hier geben sich Gottes Statthalter auf
Erden kompromisslos und machen ihn tat-
sächlich zu jenem „Sammler der Vorhäu-
te“, als den ihn Buck Mulligan im „Ulys-
ses“ bezeichnete.
DR. RAINER BRUNNER, FREIBURG I. BR.

Die Diskussion um die – aus meiner Sicht
übrigens grausam wirkende – Sitte der Be-
schneidung von Säuglingen reichert end-
lich der Brief von Leser Wolfgang Trübger
„Ethikunterricht ist die sauberste Lösung“
(F.A.Z. vom 12. Juli) mit wohl selbstge-
machten Erfahrungen aus dem Religions-
unterricht an, die ich als Gehirnwäsche be-
zeichnen würde. Ich stimme ihm vollin-
haltlich zu, dass zur Debatte gestellt wer-
den sollte, was an Indoktrination mit Kin-
dern und Jugendlichen im Kommunions-
und Konfirmationsunterricht erfolgt.
Dort wird auch nach meiner eigenen Er-
fahrung eine subtilere Form von Körper-
verletzung vorgenommen: nämlich eine in-
tellektuelle Verdummung mittels Verhin-
derung von Verstandesentwicklung. In für
Kinder kaum zu durchschauender Metho-
de wird insinuiert, dass es einen richten-
den, strafenden Gottessohn am Ende der
Tage gebe! Um dessen angebliche All-
macht intellektuell zu untermauern, wird

glauben gemacht, dass der über Wasser
laufen konnte, aus Wasser Wein zauberte
und schlussendlich als an sich Toter sich
seinen Verehrern lebendig näherte und
leibhaftig in den Himmel auffuhr und so
weiter. Diese Mythen werden unter Ver-
brämung philosophischer Begleitbetrach-
tungen von frühester Jugend an bei Andro-
hung von Höllenfeuern als verbindliche
Wahrheit eingehämmert. Derartig geistig
verdrehte Menschen beherrschen und be-
einflussen die Zeitläufte seit Jahrhunder-
ten und brachten im Namen dieses Glau-
bens Leid, Tod und Verheerung über die
Menschen. Übrigens, das Kupieren bei-
spielsweise von Hundeohren oder
-schwänzen um eines irregeleiteten Schön-
heitswahns willen verbietet das Tier-
schutzgesetz. Und da soll um eines religiö-
sen Wahns willen die Vorhaut eines Säug-
lings abgeschnitten werden dürfen?
WOLFGANG HEINZE, BERLIN

Gehirnwäsche durch Unterricht

Mit den Argumenten, die von den Befür-
wortern einer Beschneidung vorgebracht
werden, lässt sich nicht widerlegen, dass
die Beschneidung Einwilligungsunfähi-
ger nach geltendem Recht den Tatbestand
einer Körperverletzung erfüllt. Denn
auch eine jahrtausendelange Tradition ist
kein Rechtfertigungsgrund. Die Diskussi-
on über dieses Thema führt aber immer
dann in eine Sackgasse, wenn daraus der
Schluss gezogen wird, eine Strafbarkeit
sei auch rechtlich geboten. Das ist nicht
der Fall. Hier handelt es sich um einen
Sachverhalt, bei dem das Grundrecht auf
Unversehrtheit der Person (Artikel 2 Ab-
satz 3 Satz 1 GG) mit dem Grundrecht
auf Glaubens- und Gewissensfreiheit (Ar-
tikel 4 Absatz 1 und 2 GG) konkurriert.

In solchen Fällen dominiert nicht ein
Grundrecht, nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts ist viel-
mehr ein schonender Ausgleich zwischen
den konkurrierenden Grundrechten her-
zustellen. Dieser Ausgleich könnte darin

bestehen, dass die Strafbarkeit einer Be-
schneidung durch eine Ergänzung des
Strafgesetzbuchs beseitigt wird. Dafür
gibt es verschiedene Wege, die hier aber
nicht näher erörtert werden können. Wie
immer eine solche Lösung im Einzelnen
aussehen mag, sie muss deutlich machen,
dass unsere Rechtsordnung die Beschnei-
dung aus Glaubensgründen respektiert,
dass sie sie aber nicht billigt. So darf die
Beseitigung der Strafbarkeit auch nicht
dazu führen, dass diejenigen Personen,
die eine Beschneidung bei Einwilligungs-
unfähigen veranlassen oder durchführen,
aus ihrer Verantwortung für die mögli-
chen Folgen eines solchen Eingriffs ent-
lassen werden. Sie bleiben auch in zivil-
rechtlicher Haftung, etwa wenn körperli-
che Schäden auftreten oder wenn der
mündig gewordene Junge seine Beschnei-
dung missbilligt und konvertieren möch-
te.
HANS GEORG BACHMANN, BONN

Wo bleibt die Toleranz?

Schonender Ausgleich

Gott wurde schon allerhand abgewöhnt
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